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Überwindung der Geburtenkrise

Max Wıngen, langjähriger Mitarbeiter 1mM Gesamtbevölkerung nıederschlagen würde,
Wiıssenschafttlichen Beirat für Familienfra- dauert allerdings u  = eIN1SES langer. Dieser
SCH beim Bundesfamilienministeriıum und Schrumpfungsprozelß würde 1Ur durch die
Autor dieser Zeitschrift, 1ST 28. Januar Verlängerung der Lebenserwartung
2005 völlıg überraschend verstorben. In dem verzogert. eıtere Zuwanderung iınsbe-
vorliegenden Buch! mahnt über seınen sondere AUS dem außereuropäischen Raum,
Tod hınaus die Ertüllung langfristiger Auf- da alle FEU-Länder VOT ihnlichen Problemen
yaben der Gesellschaftspolitik Der Titel stehen kannn diesen Prozefß 1L1UT leicht
charakterısıert das Anlıegen des Vertassers: bremsen, WEEI11 InNan nıcht eiınen EXTEM ho-
Es geht ıhm umm die Problematik eıner auf hen Ausländeranteil und damıt eınen Ver-
lange Sıcht schrumpfenden Bevölkerung 1n zıcht auf den bısherigen „German WdYy ot
Deutschland, sotern die Geburtenrate nıcht liıfe“ hinnehmen ll
wieder ein bestandserhaltendes Nıveau o e Der Vertasser tormuliert das Ziel einer
reicht. In vier Hauptabschnitten kreıst aut Bestandserhaltung nıcht explizıt, sondern
140 Seıten das Thema eın begnügt sıch mı1t der prozeduralen Forde-

Grundlage tür die Forderung eiıner VeEeI- rung nach eıner Erhöhung der Geburten-
stärkten Geburtenförderung 1st einerseıts rate, die insbesondere mı1t den das (e-
1ne Darlegung der VOrauszusehenden Pro- meınwohl charakterisierenden Werten des
bleme be] unveränderter Geburtenrate, also Grundgesetzes begründet, die anderntalls
eıne so genannte Status-quo-Prognose, und nıcht mehr verwirklicht werden könnten.
andererseıits eiıne normatıv gepragte Diskus- Im übrıgen dient der Hauptabschnıitt
S10N über gyesellschaftspolitische Zıele, die 1n dazu, eınerseılts dıe sıch aAllmählich 1n der
diesem Fall verletzt würden. Damıt eschäf- Offentlichkeit und uch 1mM polıtischen
tıgt sıch der Hauptabschnıitt über „Ge- Raum verbreıtende Einsıicht 1n das Bevölke-
burtenförderung als eıne vordringliche A rungsproblem aufzuzeigen und die 1MmM Hın-
sellschaftspolıtische Langfristaufgabe der blick auf dıe Bevölkerungspolitik des Drit-
nächsten Jahre“. Der Verftasser malt das ten Reiches verständliche eserve gegenüber
Szenarıo eıner über eın Jahrhundert und län- eıner geburtenfördernden Politik abzu-

bauen. Man kann sıch allerdings tragen, WCS-CI anhaltenden Bevölkerungsschrumpfung
aber nıcht Au  ND Er stellt lediglich fest, da{ß die halb diese rückwärts vyewandte Auseınan-

dersetzung nıcht offensiver geführt wurde.gegenwärtıge Geburtenrate VO LWa L
Kındern PIO Frau ıIn der anwesenden Bewvöl- Andererseıts wırd autf die Integrationspro-
kerung VO Generation Generatıon, das bleme be1 den bereits anwesenden Auslän-
heifßt 1 Abstand VO  = etwa Jahren, Je- dern und auf die künftigen Zuwanderungs-
weıls eıner Verkleinerung der Kınderge- probleme kaum eingegangen, obwohl S1e für
neratıon wa eın Drittel tführen wuürde. die Bevölkerungsentwicklung und für die
Innerhalb \VA @} 100 Jahren würde sıch damıt Erreichung der 1mM Grundgesetz spezıfizıer-
die Kındergeneration halbieren. Bıs sıch dies ten Wertvorstellungen ebenftalls 1ne xrofßse
1n eıner entsprechenden Schrumpfung der Rolle spielen werden.
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Wll INan iıne geburtenfördernde Politik „Grundlagen eıner bevölkerungsbewußten
etfektiv gestalten, MUu 1119  = sıch mıt den Gesellschafts- und Famıilıenpolitik mıt
Gründen für den selmt Begınn der 700er Jahre geburtenfördernder Wırkung“. Es kann
anhaltenden Geburtenrückgang auseinan- dahıingestellt bleiben, ob die Abgrenzung
dersetzen, Ansatzpunkte für polıtische zwiıschen dem VO Verfasser präferierten
Mafißnahmen erkennen. Dies versucht Konzept eıner „bevölkerungsbewufsten Fa-
Wıngen 1M zweıten Hauptabschnitt ET milienpolitik“ und eiıner VO ıhm abgelehn-
der Überschrift Züm Getlecht der Gründe ten „Bevölkerungspolitik“ mehr als ıne
für den längerfristigen Geburtenrückgang“. mantische Streitfrage 1St.
Dabe!1 stellt den n  Nn Zusammenhang Jedenfalls geht uch Wıngen bei seiınem
mıiıt der Familienfrage 1ın den Vordergrund. Politikkonzept, für das C 1L1UTLE ıntegrativ
Eıinerseılts weIlst autf die erhöhte W.ahltrei- gelegte Szenarıen als problemangemessen
heıit und die zahlreicher gewordenen W.ahl- ansıeht, ıne Erhöhung der Geburten-

Fate Nacheinander werden dann die Bedeu-möglıchkeiten 1ın Bezug auf die Gestaltung
der eigenen Biographie hın, andererseıts t(ung der Stabilität der Partnerbeziehung, die

Zeitbalance 7zwischen Famılien- und Krzhebt die infolge des beschleunigten WIrt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Wandels werbsarbeıt un die staatlıchen Rahmen-
erhöhte Unsicherheit hervor. bedingungen deren Optimierung SOWI1eE

Diese sıch verändernden gesellschaftli- ıne famiıliengerechte Einkommensgestal-
hen Rahmenbedingungen mıt den adurch (ung diskutiert. Wenn auch auft einıge€ mi1t
bestimmten ökonomischen und außeröko- staatlıchen Iransfters oder mMI1t Regulierung
nomiıschen Opportunıitätskosten spıelen für beeintlufbare Aspekte hingewlesen wırd,
die Verwirklichung eınes Kinderwunsches bleibt doch offen, W1e€ die Stabilität der art-
1ne wichtige Rolle Aber uch die 1n der (3 nerbeziehungen un der Arbeıitsverhältnisse
sellschaft vorherrschenden Normen und beeinflufst werden könnte. Die indıyıduellen
kulturellen Deutungsmuster, dıe sıch durch Wert- und Normorientierungen entziehen
den zunehmenden Wertepluraliısmus lau- sıch eben weıitgehend staatlicher Beeinflus-
tend verschieben, siınd ONn großer Bedeu- SUnNng, sSOWweıt S1e sıch nıcht 1MmM Gefolge VeI-

Lung. Dıie bisherige Famıilienpolitik stellt besserter Rahmenbedingungen für die Kr-
ebentalls eiınen Einflu{(ßtaktor dar, dessen tüllung der vorhandenen Kınderwünsche
Auswirkungen aut die Geburtenrate noch 4 V: O selbst“ andern. Auch dıe Bedingungen

des Arbeıitsmarktes können 1L1UT sehr be-weitgehend ungeklärt sınd b7zw. die ınfolge
eiıner Verdrängung der Fragestellung kaum schränkt beeinflufßt werden.

Ausführlich wırd der Konflikt zwıschenanalysıert wurden. Dieser Diskurs ze1gt
wichtige mögliche FEinflu(ßtaktoren auf, 1aber iındividueller und kollektiver Rationalıtät
Ansatzpunkte tür ine VO Vertasser gefor- dıiskutiert, die Frage, Inwıeweılt die indıi-
derte „bevölkerungsbewußte Famıilienpoli- viduellen Entscheidungen 1ın ezug auf das
tik® werden nıcht deutlich siıchtbar. Jeden- Geburtenverhalten gleichzeıtig dazu führen,
talls können AaUS der Sıcht des Vertassers da{fß das „Gemeıinwohl“ bzw. die konkre-
monetare TIransters PRELT: einen geringen Be1i- tisıerenden Tiele erreicht werden. Hıerzu
Lrag eısten. Wıe dıe Werthaltungen der Be- meınt der Vertasser: „Eıne Lösung dieser
völkerung beeinflufßt werden könnten, Problematik wırd vielmehr 1n Rıchtung der
bleibt offen Schaffung und auernden Siıcherung einer

DDer dritte un:! mıt Seıiten umfang- Sozıalordnung suchen se1n, 1n der die
reichste Hauptabschnitt handelt über die Rahmenbedingungen für die treiıen Ent-
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scheidungen für oder Kinder BG tiert. „Der ökonomische Vorteıl derer, die
staltet sınd, da{ß sS1e nıcht HUT der selbststän- keinen Kindern unterhaltspflichtig sind,
dıg wahrgenommenen Verantwortung für mu{ abgeschöpft werden und als Summe
das eigene Leben entsprechen, sondern LA denjenıgen Zzugute kommen, die die Lasten
gleich .5 des Gemeinwohls wırksam WeTI- des Autziehens der nächsten Generatıon Ltra-

den Dies 1ne VO den Jungen Paa- gen 86) Wıngen 111 dabe1 ‚WaTr nıcht einer
TeN grundsätzlıch als gerecht eingestufte Posıtion » have 1t all together“ das Wort
Soziıalordnung voraus“ (85) den, aber nähert sıch ıhr doch stark Zu

Problematisch erscheinen Wıngen dıe ASm der kritischen Frage, 1n welcher Form die
genwärtıg vielen Stellen vorhandenen ökonomischen Vorteile derjen1igen, die keıine
nreıize um Verzicht auf Kıiınder. Hıerzu Kıiınderlasten tragen, abgeschöpft werden
meınt A anderer Stelle: „Aufgabe eıner sollen, tinden sıch keıne Hınweise. Damıt
nachhaltıgen und strukturretormerischen bleibt auch die Autfbringung der Miıttel für
Gesellschafts- und Famıilienpolitik 1St CS; einen Ausbau der Familienförderung 1MmM

Dunkeln. Nicht unerwähnt sollte leiben,dıese nreıze MmMI1t Stumpf und Stiel ZUuU bese1-
tıgen“ (92) Diese Forderung wiırd in vielen da{ß ordnungspolitische Begründungen der
Einzelaspekten dıskutiert. Wıngen we1lst verschıedenen Aspekte deutlich 1MmM Vorder-
auch darauf hın, da{fß ine weıte Verbreitung orund stehen, während die konkreten Rege-
VO  a befristeten Arbeitsverhältnissen 1n der lungen meılst L1LUTr angedeutet werden. Hıerin
eıt der Familiengründung die wirtschaftli- legt auch ıne Schwäche des Buchs
che Unsicherheit Junger Paare vergrößert Der letzte Hauptabschnitt oibt eınen
und damıt vermutlich auch das generatıve Ausblick, der mıt einem Fragezeichen (O=

Verhalten beeinflußt, aber iıne staatliche Po- hen wird: „Auf dem Wege eıner Neu- und
lıtık, die das verhiındern könnte, wırd nıcht Höherbewertung der Elternschaft?“ Hıerin
ckız771ert. Damıt zeıgt sıch aber auch, da{fß der wiırd nochmals die Hoffnung auf eiıne veran-

Wiıderspruch 7zwiıschen iındividueller und derte Familienpolitik begründet, und War

kollektiver Rationalıtät nıcht autf das Ferti- .1n Wahrnehmung der Fernverantwortung
lıtätsverhalten Junger Paare beschränkt 1St, ans Jonas)”, die des Einsatzes aller verant-

sondern auch das Verhalten der Unterneh- wortlichen Kräfte wert se1
1LLEIN den Bedingungen der verschärt- Man wird sehen, ob dieser lesenwerte
Ten Wettbewerbs 1n Zeıten der Globalisie- Band dazu beıträgt, das Bewulfitsein für diese
LUNS betrifft. Die 1ın Jüngerer eıt VO 1LL1UT auf sehr lange Sıcht lösenden polıitı-
Wırtschaftspolitikern stark vertretene schen Aufgaben mMI1t mehr Nachdruck als
Angebotspolitik hat diesen Zusammenhang bisher anzugehen. Rıchard Hauser
bisher völlıg unbeachtet gelassen.

Wıngen tafßt auch das „heißeste Eısen“ d
näamliıch die Forderung, da{fß keıne handte- Wıngen, Max: Die Geburtenkrise 1St überwindbar: W 1-
Sten Vorteile bringen darf, auf Kınder VCT- der dıe Anreıze Z.UI1 Verzicht aut Nachkommenschaftrt.
zıchten. Zustimmend wiırd Franz Ruland Z71- Graftfschaft: Vektor 2004 140 Br. 12,—.
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